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Sehr geehrte/r ..., 

der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf informiert regelmäßig über ausgewählte aktuelle Entscheidungen und über 
interessante Entwicklungen im und um das Finanzgericht Düsseldorf. 

 Aktuelle Rechtsprechung des Finanzgerichts Düsseldorf 

Aussetzung der Vollziehung - Anforderungen an die Schätzung des Gewinns eines Supermarkts bei Ermittlung 
der Einkünfte durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung 

Unser 5. Senat hatte sich kürzlich mit den Einzelaufzeichnungspflichten von Einnahmen-Überschuss-Rechnern 
auseinanderzusetzen. 

Der Antragsteller betrieb einen Lebensmitteleinzelhandel und ermittelte seinen Gewinn in den Streitjahren 2016 bis 2019 
durch Einnahmen-Überschuss-Rechnung. Die Tageseinnahmen wurden in Form von manuellen Berichten aufgezeichnet, 
in die u.a. auch die Erlöse aus den Tagesabschlussberichten einer Geschäftskasse einflossen. Im Rahmen einer im Jahr 
2021 kombinierten Betriebs- und Steuerfahndungsprüfung wurden vereinzelte Tagesabschlussberichte einer weiteren PC-
Kasse aus den Streitjahren aufgefunden. Daneben beschlagnahmte die Steuerfahndung u.a. zwei Kassen, die offenbar in 
den Streitjahren zum Einsatz gekommen waren, in denen sich aber keine SD-Karten befanden. 

Das beklagte Finanzamt argumentierte, dass der Antragsteller gegen die Aufbewahrungspflicht verstoßen habe, indem er 
die mit den beiden eingesetzten PC-Kassen gefertigten digitalen Einzelaufzeichnungen nicht auf den zugehörigen SD-
Karten gespeichert habe. Aus den aufgefundenen Tagesabschlussberichten sei zudem klar erkennbar, dass der 
Antragsteller zwei Kassen genutzt habe, aber nur die Tagesabschlussberichte einer Kasse Eingang in die steuerlichen 
Aufzeichnungen gefunden hätten. Daraufhin ermittelte das Finanzamt unter Zugrundelegung der beschlagnahmten 
Tagesabschlussberichte einen durchschnittlichen Tageserlös für beide Kassen und rechnete diesen auf einen 

Jahresgesamterlös hoch. 

Im Rahmen des gerichtlichen Aussetzungsverfahrens gegen die durch das Finanzamt vorgenommenen Hinzuschätzungen 
erläuterte der Antragsteller insbesondere, dass keine Pflicht zur elektronischen Buchführung bestünde und darüber hinaus 
formelle Buchführungsmängel keine Schätzungsbefugnis begründen würden. 

In seinem Beschluss vom 13.09.2023 setzte der 5. Senat die Vollziehung der betroffenen Bescheide teilweise aus. Eine 
Schätzungsbefugnis ergebe sich nicht schon aus formellen Mängeln, weil der Antragsteller seine Verpflichtung zur 
Aufbewahrung von mit der Geschäftskasse erstellten digitalen Einzelaufzeichnungen verletzt hätte. Die den Antragsteller 
treffenden, grundsätzlich steuergesetzübergreifenden umsatzsteuerlichen Aufzeichnungspflichten stünden unter dem 
Vorbehalt des Zumutbaren und griffen nicht für Einzelhandelsunternehmer, die im Allgemeinen Waren an ihnen der Person 
nach nicht bekannte Kunden über den Ladentisch gegen Barzahlung verkauften. Selbst wenn - was umstritten sei - die 
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Neufassung des § 146 Abs. 1 Satz 1 AO Einzelaufzeichnungspflichten auch für Einnahmen-Überschuss-Rechner erzeugen 
sollte, wären diese ebenfalls aus Zumutbarkeitsgründen suspendiert. Eine andere Beurteilung dürfte sich auch nicht aus 
dem Umstand ergeben, dass der Antragsteller in seinem Betrieb eine PC-Kasse eingesetzt habe. 

Die Schätzungsbefugnis ergebe sich aber jedenfalls daraus, dass aufgrund materieller Fehler – hier dem Verschweigen 
der Erlöse einer zweiten Kasse – mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit feststehe, dass die vom Antragsteller 
eingereichten Aufzeichnungen und die darauf basierenden Einnahmen-Überschuss-Rechnungen sachlich falsch seien. 
Gewichtiges Indiz dafür sei außerdem, dass die anhand der Einnahmen-Überschuss-Rechnung ermittelten 
Rohgewinnaufschlagsätze auffällig niedrig seien. 

Hinsichtlich der Höhe der vom Finanzamt angesetzten durchschnittlichen Tageserlöse nahm der Senat eine geringfügige 

Korrektur unter Berücksichtigung eines Sicherheitsabschlages vor. 

Die Entscheidung im Volltext: 5 V 1048/23 A(E,G,U,F) 

Eine durch einen Steuerberater nach dem 01.01.2023 per Fax erhobene Klage ist auch dann unzulässig, wenn 
der Registrierungsbrief für das beSt dem Steuerberater im Zeitpunkt der Klageerhebung noch nicht zugegangen 

war  

Mit der derzeit in vielen Verfahren streitigen Frage einer Klageerhebung per Fax durch einen Steuerberater nach dem 

01.01.2023 beschäftigte sich der 14. Senat. 

Die Kläger wurden bei ihrer Klageerhebung durch einen Steuerberater vertreten. Dieser reichte die Klage im Januar 2023 
per Fax bei Gericht ein. Den zur Registrierung erforderlichen Brief mit dem Registrierungscode für das besondere 
elektronische Steuerberaterpostfach ("beSt") hatte der Steuerberater zu diesem Zeitpunkt noch nicht erhalten. Die 
Steuerberaterkammer hatte dazu vorab ihren Mitgliedern mitgeteilt, dass die Briefe voraussichtlich in den ersten drei 
Monaten des Jahres 2023 in fünf Tranchen und alphabetischer Reihenfolge (der Namen) versandt würden. Zudem wurde 
auf die Möglichkeit hingewiesen, sich bereits im Vorfeld der Versendung der Registrierungsbriefe für die Priorisierung, die 
sog. „Fast Lane“, anzumelden. 

Die Kläger argumentierten, dass ihre Klage zulässigerweise per Fax erhoben worden sei, da ihr Steuerberater ohne den 
Registrierungsbrief das beSt aus technischen Gründen nicht habe nutzen können. Am 14.06.2023 wies das Gericht die 
Kläger auf den Beschluss des BFH vom 28.04.2023 (XI B 101/22) zur Nutzungspflicht des beSt und auf die Möglichkeit 
der Wiedereinsetzung in den vorigen Stand hin. Die Klageschrift ging danach erneut - dieses Mal über das beSt - am 
26.06.2023 bei Gericht ein. Mit Schriftsatz vom 14.08.2023 trug der Steuerberater u.a. vor, erst am letzten Tag der 
Klagefrist mit der Klageerhebung beauftragt worden zu sein. Aufgrund der kurzen Zeit sei es ihm dann nicht möglich 

gewesen, sich im Detail mit dem Fast-Lane-Verfahren zu beschäftigen.   

Der 14. Senat hat die Klage als unzulässig abgewiesen, da sie per Fax erhoben wurde. Dies entspreche nicht der in § 52d 
FGO vorgeschriebenen Form. Danach müssen Steuerberater ab dem 01.01.2023 u.a. Klageschriften als elektronisches 
Dokument übermitteln. Diese aktive Nutzungspflicht für das beSt bestehe für alle Steuerberater ab dem Jahr 2023. Das 
gelte bei Auslegung der Norm unabhängig davon, wann die Registrierungsbriefe den jeweiligen Steuerberatern 
zugegangen seien. Aufgrund der Möglichkeit des Fast-Lane-Verfahrens werde eine Klageerhebung nicht unmöglich oder 

unzumutbar.  

Eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand hat der Senat abgelehnt. Zwar treffe die Kläger bzw. deren Steuerberater 
aufgrund der besonderen Umstände des Falles (u.a. kurzfristige Bevollmächtigung) kein Verschulden daran, die 
Klageschrift im Januar nicht als elektronisches Dokument übermittelt zu haben. Allerdings hätten die Kläger die 
Wiedereinsetzungsgründe nicht innerhalb der zweiwöchigen Antragsfrist nach Wegfall des Hindernisses dargelegt. Die 
Antragsfrist habe spätestens am Tag nach dem Hinweis des Gerichts vom 14.06.2023 begonnen. Erst mit Schriftsatz vom 
14.08.2023 und damit außerhalb der Frist seien die Wiedereinsetzungsgründe dargelegt worden. Denn erst in diesem 
Schriftsatz habe der Steuerberater erstmalig vorgetragen, warum er das Fast-Lane-Verfahren aufgrund der besonderen 
Umstände ausnahmsweise nicht habe nutzen können. Dass dieser Umstand entscheidend für eine Wiedereinsetzung sein 
würde, habe sich aber unmissverständlich aus dem BFH-Beschluss vom 28.04.2023, auf den das Gericht hingewiesen 
habe, ergeben. 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/5_V_1048_23_A_E_G_U_F_Beschluss_20230913.html


Die Entscheidung im Volltext: 14 K 125/23 E 

Weitere aktuelle Entscheidungen im Überblick 

Einkommensteuer 

Zur Art der Einkünfte und zum Zufluss von Scheinrenditen aus einer Kapitalanlage im Rahmen eines 
betrügerischen Schneeballsystems 

Die Entscheidung im Volltext: 1 K 1183/19 E  

Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung können nicht mit dem für Einkünfte aus Kapitalvermögen geltenden 
Abgeltungssteuersatz besteuert werden 

Die Entscheidung im Volltext: 11 K 1708/21 E  

Die Einkünfteerzielungsabsicht bei den Einkünften aus Vermietung und Verpachtung kann bei einer zeitlich 
unüberschaubaren Dauer einer geplanten Sanierung entfallen 

Die Entscheidung im Volltext: 15 K 1653/20 E 

Erbschaftsteuer/Abgabenordnung 

Zum Abzug eines Ausgleichsanspruchs des Ehegatten des Erblassers aus einer Bruchteilsgemeinschaft als 
Nachlassverbindlichkeit und zur Ausübung des Auswahlermessens bei der Festsetzung eines 
Verspätungszuschlags 

Die Entscheidung im Volltext: 4 K 930/19 Erb,AO 

Feststellung/Körperschaftsteuer 

Zur Korrektur eines Bescheids über die gesonderte Feststellung des steuerlichen Einlagekontos nach § 129 AO 

Die Entscheidung im Volltext: 7 K 677/22 F 

Gewerbesteuer 

Zur Frage, ob Leistungen einer Einrichtung zur ambulanten Rehabilitation zur sog. "Erweiterten Ambulanten 
Physiotherapie" von der Gewerbesteuer befreit sind (§ 3 Nr. 20 Buchst. e GewStG) 

Die Entscheidung im Volltext: 3 K 2043/19 G 

Durch eine Ausgliederung zur Aufnahme tritt keine Gesamtrechtsnachfolge ein 

Die Entscheidung im Volltext: 13 K 1541/20 G 

Umsatzsteuer 

Zur Nutzungsentnahme eines PKW unter Beachtung des Grundsatzes der Kostendeckelung 

Die Entscheidung im Volltext: 15 K 611/20 U,F 
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Zoll 

EuGH-Vorlagebeschluss im Rahmen der Prüfung der zollrechtlichen Tarifierung von Hartmetallstäben aus 
Cermets zu der Frage, ob die Durchführungsverordnung (EU) 2021/910 der Kommission vom 31. Mai 2021 zur 
Einreihung bestimmter Waren in die Kombinierte Nomenklatur (ABl. (EU L 199/4) für die gültig ist 

Die Entscheidung im Volltext: 4 K 12/23 EU 

Nachrichten in eigener Sache 

 Treffen der Pressesprecherinnen und Pressesprecher der drei nordrhein-westfälischen 
Finanzgerichte 

Die Pressesprecherinnen und Pressesprecher der drei nordrhein-westfälischen Finanzgerichte Düsseldorf, Köln und 
Münster trafen sich am 22. September 2023 nach längerer, durch die Corona-Pandemie bedingter Unterbrechung endlich 

wieder zu einem persönlichen Erfahrungsaustausch im Finanzgericht Münster. 

 
v.l.n.r.: Michael Krebbers, Ben Dörnhaus, Felix Echtermann, Dr. Hans Anders, Dr. Jan Kister, 

Laura Gerling, Bettina Berghoff, Dr. Christian Bohlmann, Dr. Sascha Bleschick 

Neben der gegenseitigen Information über Arbeitsweise und Verfahrensabläufe standen insbesondere die Erfahrungen mit 
den sozialen Netzwerken, den gerichtseigenen Newslettern und den finanzgerichtlichen Auftritten bei Justiz-Online im 
Vordergrund. Nachdem die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die Sitzungssäle des Finanzgerichts Münster besichtigten, 
setzten sie den Austausch bei einem gemeinsamen Mittagessen fort. Dabei herrschte Einigkeit darüber, dass die 
Presseteams der nordrhein-westfälischen Finanzgerichte noch enger zusammenarbeiten wollen, um die vorhandenen 
Ressourcen optimal auszunutzen und weiterhin zeitgemäße Pressearbeit zu leisten. 

Sonstiges 

https://www.justiz.nrw.de/nrwe/fgs/duesseldorf/j2023/4_K_12_23_EU_Beschluss_20230823.html


Sind Sie auch an aktuellen Entscheidungen der anderen nordrhein-westfälischen Finanzgerichte interessiert? Diese 
informieren ebenfalls mit einem Newsletter über aktuelle Entscheidungen des Gerichts, Verfahren von besonderem 
Interesse, in Kürze anstehende Veranstaltungen und personelle Veränderungen oder sonstige "Interna".  

Die Newsletter der Finanzgerichte Köln und Münster können Sie hier abonnieren: 

Newsletter des Finanzgerichts Köln  

Newsletter des Finanzgerichts Münster 

 

Aktuelle Entscheidungen des Finanzgerichts Düsseldorf und anderer Gerichte finden Sie in der 
Rechtsprechungsdatenbank Nordrhein-Westfalen. Dort werden Sie auch über die gewerbliche Nutzung 
informiert. 

Der Newsletter des Finanzgerichts Düsseldorf erscheint nach Bedarf, in der Regel monatlich. Frühere Ausgaben des 
Newsletters sind im Archiv des Newsletters abgelegt und können dort heruntergeladen werden. Die Abbestellung des 
Newsletters ist jederzeit möglich. 
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